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Änderungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 

zum Antrag des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

- Drucksache 7/2063 - 

zu dem Bericht der Wahlkreiskommission für die 7. Wahlperiode des Deutschen 
Bundestages 

- Drucksache 7/1379 - 

und zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
betr. Bundestagswahlrecht 

- Drucksache 7/867 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Entschließung erhält unter I. 2. a) folgende Fassung: 

,,a) die Verteilung der Wahlkreise auf die einzelnen Länder 
ist entsprechend dem Vorschlag der Wahlkreiskom- 
mission dem Bevölkerungsstand anzupassen,". 


Begründung 

Die Anpassung folgt, wie die Wahlkreiskommission zutref- 
fend dargelegt hat, aus dem Grundsatz der gleichen Wahl 
und seiner Auslegung durch das Bundesverfassungsgericht 
in seiner Entscheidung vom 22. Mai 1963 - BVerfGE 16, 
130 Die Wahlkreiskommission hat sich in ihrem Bericht 
auch mit dem Gesichtspunkt möglichster Kontinuität der 
Wahlkreiseinteilung auseinandergesetzt, aber mit Recht den- 
noch dem Grundsatz der gleichen Wahl angesichts der gege- 
benen Bevölkerungsentwicklung den Vorrang eingeräumt, 
da sonst das Entstehen von Überhangmandaten nicht auszu- 
schließen wäre. Insbesondere könnte das Land Baden- 
Württemberg mit guten Gründen Klage beim Bundesver- 
fassungsgericht erheben, falls es nicht den seinem Bevölke- 
rungsanteil entsprechenden zusätzlichen Wahlkreis erhielte. 


2. Die Entschließung erhält unter I. 2. c) folgende Fassung: 

,,c) das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag soll entspre- 
chend dem vom Bundesminister des Innern vorgelegten 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Kombinationsmodell auf Deutsche im Ausland ausge- 
dehnt werden, die 

— entweder in den europäischen Gebieten der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften leben 
oder 

— seit nicht mehr als fünf Jahren in einem Nichtmit- 
gliedstaat oder in außereuropäischen Gebieten der 
Europäischen Gemeinschaften leben 

und in beiden Fällen unmittelbar vor ihrem Wegzug minde- 
stens drei Monate im Geltungsbereich des Bundeswahlge- 
setzes gewohnt oder sich gewöhnlich aufgehalten haben. 

Entsprechendes gilt für Seeleute auf Schiffen, die nicht die 
Bundesflagge führen, sowie für die Angehörigen ihres Haus- 
standes,“. 


Begründung 

Der Deutsche Bundestag hat mit Entschließung vom 9. Juni 
1972 - Drucksache VI/3482 - die Bundesregierung ersucht, 
den gesetzgebenden Körperschaften eine befriedigende 
Lösung zur Ausweitung des Wahlrechts zum Deutschen Bun- 
destag auf nicht im Wahlgebiet wohnende Deutsche zu unter- 
breiten. Der Bundesminister des Innern hat darauf zwei 
Lösungsvorschläge vorgelegt, von denen insbesondere der 
vorstehend genannte die bisherigen Schwierigkeiten in der 
Bestimmung des wahlberechtigten Personenkreises in be- 
friedigender Weise ausräumt. Der Verwirklichung des ein- 
mütigen Bundestagsbeschlusses vom 9. Juni 1972 steht daher 
nichts mehr im Wege. 

Das Ziel eines europäischen Bürgerrechts, das unter Umstän- 
den ein Wahlrecht im jeweiligen Wohnsitzland für jeden 
Europa-Bürger ermöglichen würde, liegt in der Zielrichtung 
einer Europäischen Politischen Union. Die Verwirklichung 
dieses Ziels und damit die Möglichkeit einer Einräumung des 
Wahlrechts auf der Grundlage der Gegenseitigkeit ist jedoch 
beim gegenwärtigen Standpunkt der politischen Entwicklung 
noch nicht abzusehen. Versuche zu konkreten Initiativen 
gegenüber den anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften in der von der Ausschußmehrheit ange- 
sprochenen Richtung sind bisher nicht bekanntgeworden. 
Unter diesen Umständen muß die Berufung auf eine in unbe- 
stimmter Zukunft liegende europäische Regelung als wenig 
überzeugender Vorwand erscheinen, um die mit Beschluß 
vom 9. Juni 1972 gemeinsam eingenommene Haltung zu ver- 
lassen und die hier und heute mögliche Lösung zu ver- 
weigern. 

Bonn, den 21. Mai 1974 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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